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Die Woche im Wirtschaftsrecht

// Im Blickpunkth

Mit Spannung wurde das Urteil des LG Frankfurt zur Bankhaftung wegen Falschberatung beim Erwerb von Lehman-Zer-

tifikaten erwartet. Das LG hat die Klage eines Ehepaares abgewiesen. Dass ein Anspruch wegen Falschberatung bei Zer-

tifikatanlagen aber durchaus gegeben sein kann, zeigt das Urteil des AG Leipzig. Es kommt eben auf den Einzelfall an.

Beide Urteile finden sich in diesem Wochen�berblick unter der Rubrik „Finanzkrise“ wieder. Die Urteile werden nach Ver-

�ffentlichung der Urteilsgr�nde zeitnah kommentiert im BB wiedergegeben.

Dr. Martina Koster, Ressortleiterin Wirtschaftsrecht

Finanzkrise
LG Frankfurt: Keine Bankhaftung wegen

vorgetragener Falschberatung beim Erwerb

eines Zertifikats einer Investmentbank

Die 19. Zivilkammer des LG Frankfurt hat am

28.11.2008 die Klage eines Ehepaares gegen ein

deutsches Bankinstitut, das ihnen im Dezember

2006 den Erwerb eines Lehman-Zertifikats emp-

fohlen hatte (2–19 O 62/08), abgewiesen. Das

Gericht hat in den Entscheidungsgr�nden dar-

gelegt, dass keine fehlerhafte Beratung der Kl�-

ger vorliegt. Diese sei unter Ber�cksichtigung

des Anlageziels der Kl�ger erfolgt. So sei das Zer-

tifikat zum jeweiligen Kurs jederzeit ver�ußerbar

gewesen. Auch sei ein Verlust unter Ber�cksich-

tigung der Entwicklung der gegen�berstehen-

den Indizes unwahrscheinlich gewesen. Weiter

wird in den Entscheidungsgr�nden ausgef�hrt,

dass der Umfang der Verpflichtung zum Hinweis

auf einen m�glichen Totalverlust sich nach den

Umst�nden des Einzelfalls richte. Eines hervor-

gehobenen Hinweises auf die M�glichkeit eines

Totalverlusts wegen einer m�glichen Insolvenz

der Emittentin habe es zum Zeitpunkt des Ver-

kaufs der Zertifikate im Dezember 2006 – und

damit geraume Zeit vor der so genannten „Sub-

prime“-Krise – im Hinblick auf die Bedeutung

der Emittentin als renommierter Investment-

bank nicht bedurft. Schließlich habe sich aus

den Verkaufsunterlagen auch in hinreichender

Weise ergeben, dass der Erwerb des Zertifikats

mit Kosten und Geb�hren verbunden ist. Ferner

seien die Kl�ger durch die ihnen in den Verkaufs-

unterlagen erteilten Hinweise jederzeit in der

Lage gewesen, Nachfragen an die Beklagte zu

richten.
(Quelle: PM LG Frankfurt vom 1.12.2008)

AG Leipzig: Zertifikate-Anleger gewinnt

gegen Citibank

Das AG Leipzig verurteilte die Citibank im Ver-

fahren 115 C 3759/08, Anlegern, die in ein Zerti-

fikat investiert hatten, den gesamten Schaden

aus dem Wertverlust samt Zinsen und Anwalts-

geb�hren zu ersetzen. Das Gericht stellte einen

Beratungsfehler fest, da das Geld f�r einen be-

stimmten Zweck sicher angelegt werden sollte.

Die Anleger hatten in einem Beratungsgespr�ch

ausdr�cklich eine sichere Geldanlage f�r ihre

Tochter verlangt und erkl�rt, dass sie sicherheits-

orientiert und sehr konservativ seien. Das Ge-

richt f�hrte aus, dass der Anleger dem Berater

prinzipiell trauen kann, wenn ihm die Anlage als

sicher vorgestellt wird.
(Quelle: PM Kanzlei G�ddecke vom 1.12.2008)

Entscheidungen
BGH: Vorliegen einer Innengesellschaft

b�rgerlichen Rechts

Mit Beschluss vom 20.10.2008 – II ZR 207/07 –

entschied der BGH, dass eine Innengesellschaft

b�rgerlichen Rechts nur vorliegt, wenn zwi-

schen den Beteiligten ein Gesellschaftsvertrag

geschlossen worden ist, der jedenfalls die

Einigkeit dar�ber enth�lt, einen gemeinsamen

Zweck zu verfolgen und diesen durch ver-

m�genswerte Leistungen zu f�rdern (Best�ti-

gung Sen. Urt. vom 12.12.2007 – II ZR 183/06,

BB 2008, 132).

VolltextdesBeschl.: // BB-ONLINE BBL2008-2693-1

unterwww.betriebs-berater.de

BGH: Zum Vertragswiderruf wegen

�berrumpelung in einer Haust�rsituation

Der BGH hat mit Beschluss vom 22.9.2008 – II

ZR 257/07 – entschieden: Die Feststellung al-

lein, dass ein Verbraucher eine Vertragserkl�-

rung in seiner Privatwohnung abgegeben hat,

rechtfertigt noch nicht die Annahme, er habe

sich in einer f�r die Bejahung einer Haust�rsi-

tuation erforderlichen typischen �berrumpe-

lungssituation befunden und sei deshalb zum

Widerruf der Erkl�rung nach § 1 Abs. 1 S. 1

Nr. 1 HWiG (jetzt: § 312 Abs. 1 S. 1 Nr. 1 BGB)

berechtigt.

VolltextdesBeschl.: // BB-ONLINE BBL2008-2693-2

unterwww.betriebs-berater.de

BGH: PC ist kein verg�tungspflichtiges

Vervielf�ltigungsger�t

Mit Urteil vom 2.10.2008 – I ZR 18/06 entschied

der I. Zivilsenat, dass der PC nicht zu den nach

§ 54a Abs. 1 UrhG verg�tungspflichtigen Ver-

vielf�ltigungsger�ten geh�rt. Die Vorschrift ist

auf PCs weder unmittelbar noch entsprechend

anwendbar.

VolltextdesUrteils: // BB-ONLINE BBL2008-2693-3

unterwww.betriebs-berater.de

Gesetzgebung
Versicherungsvermittler: Countdown f�r die

Registrierung

Das OLG M�nchen hat mit Beschluss vom

29.10.2008 – 31 Wx 092/07 – entschieden: Ein

Teilgewinnabf�hrungsvertrag liegt nicht vor,

wenn nach einer Besserungsabrede die Ver-

pflichtung des Schuldners zur Darlehensr�ck-

zahlung bei Erwirtschaftung eines Jahres�ber-

schusses in dessen H�he wieder aufleben soll.
(Quelle: PM IHK Frankfurt vom 2.12.2008)

Verl�ngerungvon§ 52aUrheberrechts-

gesetzbis zum31.12.2012

Nach der Zustimmung des Bundesrates am

28.11.2008 ist es auch k�nftig zul�ssig, kleine

Teile eines Werkes, Werke geringen Umfangs so-

wie einzelne Beitr�ge aus Zeitungen oder Zeit-

schriften in schulische oder universit�re Intran-

ets einzustellen. Diese Regelung war bis zum En-

de des Jahres 2008 befristet und wird nun bis

zum 31.12.2012 verl�ngert, da noch nicht alle

erforderlichen Gesamtvertr�ge zwischen Rechts-

inhabern und Nutzern geschlossen sind.
(Quelle: PM BMJ vom 28.11.2008)
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